
Heißer Hörer Karikatur: Luff
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Die Zeitung zu Nebeneinkünften:
„Die Beschlüsse zum Wahlrecht und
zur Offenlegung der Nebeneinkünfte
werden aus dem Bundestag nicht ein
besseres Parlament machen. Durch
Ausgleichsmandate wird er aufge-
bläht, und die neue Stufenregelung ist
weder Fisch noch Fleisch im Streit dar-
über, welche berufliche Tätigkeit des
Abgeordneten nun korrekt ist, welche
nicht – undwer darüber bestimmt.“

Die Berliner Zeitung zur CSU:
„Horst Seehofer hat große Willigkeit
bewiesen, sich von seinem Sprecher zu
trennen. Er nimmt ein unglückliches
Telefonat zumAnlass, die eigene Auto-
rität kurz vor einer sehr wichtigen Ber-
liner Koalitionsrunde unzweideutig
klarzustellen. Diese Runde wird über
die Handlungsfreiheit der Koalition
und damit der CSU im Wahljahr ent-
scheiden. Seehofer will sich dort
durchsetzen. Der Vorgang Strepp
drohte, seine Position als unangefoch-
tener Chef zu gefährden. So ist das
manchmal in der politischen Welt,
und Sprecherwissen das.“
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PRESSESTIMMEN
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Die Zeitung zu Felix Magath:
„Damit ist Magaths Mission grandios
gescheitert. Der VfL-Meistertrainer
von 2009 sollte die Niedersachsen ins
internationale Geschäft führen, doch
zurzeit ist die Truppe Letzter und
spielt erbärmlich. Schuld daran ist
auch die unfassbare Transferpolitik
von Magath. Das Ganze glich der Ver-
such-und-Irrtum-Methode, bei der die
Irrtümer klar überwogen.“

Die Düsseldorfer Zeitung zur CSU:
„Manche bemängeln an Horst Seeho-
fer, er sei ein Bauchpolitiker und ände-
re seine Meinung wie andere ihre
Hemden. Im Fall seines Parteispre-
chers hat Seehofer indes mit seinem
politischen Instinkt einzig richtig ent-
schieden: Er hat ihm den Rücktritt na-
hegelegt – was dieser nicht ablehnen
durfte. Es ging ums Erscheinungsbild
der CSU. Der Eindruck, die CSU be-
trachte Bayern als ihr Königreich, in
dem es nach Belieben an den Strippen
ziehen kann, ist vor Wahlen tödlich.
Um zu gewinnen, muss die Partei De-
mut zeigen, nicht Überheblichkeit.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ MZmobil
Mit den Apps der Mittelbayerischen blei-
ben Sie unterwegs auf dem Laufenden.
Holen Sie sich die Nachrichten Ihrer Regi-
on und verschiedenste Specials auf Ihr
iPhone, iPad oder Android-Gerät.

www.mittelbayerische.de/apps

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns zu aktuellen
Themen unter
www.mittelbayerische.de/facebook

In Regensburg werden bis 2025mehr
Wohnungen benötigt. Experten schät-
zen, dass die Kaufpreise in den kom-
menden Jahren ansteigen werden.
www.mittelbayerische.de/video

Auch an stillen Feierta-
gen darf künftig bis 2 Uhr
morgens gefeiert werden.
Eine gute Idee?

●➲ Meistgelesen

01 FeiertagsgesetzNach dem Tauzie-
hen zwischen CSU und FDP steht nun
fest: Das Tanzverbot an stillen Feierta-
gen wird gelockert.
02 Schulhofgewalt In Schwandorf
wurden Schüler systematisch aufge-
hetzt, bis sie bereit waren, sich zu prü-
geln. Ein Schüler musste ins Kranken-
haus eingeliefert werden.
03 Unglück Eine Pkw-Fahrerin geriet
auf der B85 aus ungeklärter Ursache
auf die Gegenfahrbahn. Sie verstarb an
der Unfallstelle.
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Reaktionen der User:

Wasmuss die CSU/FDP Angst vor der
Wahl haben. Ein Feuerwerk an Bürger-
nähe! Christof

Das ganze Jahr kannman bis in der
Früh Rambazambamachen, warum
muss das denn unbedingt an diesen
Feiertagen auch noch sein? Werner

Wie lang haben wir darauf gewartet!

Maria-Theresia

Sehr vernünftig! Danke. Jörg

Dass sowas vorWahlen gemacht wird
ist ja wohl klar. Fabian

-Thema
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on Journalisten
einmal abgese-
hen, dürfte der

NameHansMichael
Strepp denmeisten
Menschen bislang
nichts gesagt haben.
Die NamenHorst See-
hofer oder Alexander
Dobrindt hingegen
schon.Womit auch die
Frage beantwortet ist,
warum der CSU-Presse-
sprecher gestern seinenHut genom-
men hat, obwohl kaum vorstellbar ist,
dass er alleine die Entscheidung für
seinenAnruf beim ZDF getroffen hat-
te. Strepp ist der erste Sündenbock,
den die CSU opfert. Glaubtman den
Worten des Parteichefs, vielleicht
nicht der letzte. InMünchen hatman
schnell verstanden, dass der Fall Poten-
zial hat, zumWahlkampfschlager der
Opposition zuwerden. Und das völlig
ohneNot. Denn die CSU steht in den
Umfragen blendend da: Nicht einmal
eine Dreierkoalition aus SPD, Grünen
und FreienWählern kann ihr gefähr-
lichwerden.

„Franz Josef Strauß, hilf!“, mag es in
denHinterzimmern der Partei deswe-
gen ertönen, aber der Übervater der
Partei ist vielleicht derzeit der kom-
plett falsche Patron, an denman sich
wenden könnte. Zu Zeiten von Strauß
waren noch ganz andere Dingemög-
lich. Es brauchte erst die Spiegel-Affä-
re, die sich in diesenWochen zum
50. Mal jährt. Damalsmusste er erken-
nen, dass die Pressefreiheit vielleicht
doch ein hohes Gut ist, das zudem
auch noch von den Bürgern geschätzt
wird. DenGlauben daran, dass esmög-
lich ist,mit politischemDruck die Be-
richterstattung in die „richtige“ Rich-
tung zu lenken, hat Strauß danach
trotzdemnicht verloren. In einem Fall
wurde etwa eine Satire über Tscherno-
byl in Bayern aus demTV-Programm
genommen.

Allerdingsmussman auch nicht so
weit zurückblicken. Der frühere ZDF-
Chefredakteur Nikolaus Brender
musste 2010 nach einer langen Kont-
roverse seinen Posten auf Druck des
damaligen CDU-Ministerpräsidenten
RolandKoch nehmen – offiziell waren
die schlechtenQuoten des Senders der
Grund. Dass handfeste politische
Gründe dahinter steckten, lag auf der

V Hand.
Aber auch imnorma-
len Tagesgeschäft ist
der Versuch der politi-
schen Einflussnahme
auf Journalisten nicht
selten – und das gilt bis
hinein in die Kommu-
nalpolitik. Am deut-
lichstenwird das bei
einer Geißel des Be-
rufs, die sich Autorisie-
rung nennt.

Es ist zumindest in Deutschland
Usus geworden, dasswörtliche Zitate
von Politikern entweder von ihnen
selbst oder von ihren Sprechern gegen-
gelesen und freigegebenwerden. Es
kann durchaus sein, dass am Ende ei-
ne Formulierung herauskommt, die
vielleicht griffiger, origineller und
„nachrichtenwerter“ ist, also besser ge-
eignet ist, von anderenMedien aufgrif-
fen zuwerden. In anderen Fällenwer-
den sachliche Fehler ausgemerzt. Im
schlimmsten, und leider nicht selte-
nen Fall, werden Aussagen verändert,
geschönt oder ganz gestrichen. Dabei
gilt zumeist:Wer nichtmitspielt, be-
kommt auch keine Interviews. Bei
massiven Eingriffen liegt es an der Re-
daktion zu entscheiden, ob der Text
trotzdem verwendetwird. Hat er
nichtsmehrmit dem eigentlichen Ge-
spräch zu tun, wandert er dorthin, wo
er hingehört: in denMüll.

Das Problem ist aber, dass gute Be-
richterstattung ohne eine gewisse Nä-
he nichtmöglich ist.Wer nicht nah
dran ist, erfährt nichts. Aber es gehört
auch zumHandwerk, eine kritische
Distanz zuwahren. Das gilt aber für
beide Seiten: für den Journalistenwie
für sein Gegenüber.Wer diese Balance
ausNähe undDistanz verliert, stol-
pert. Den früheren Bundespräsidenten
ChristianWulff hatte die verlorene Ba-
lance amEnde sein Amt gekostet.

Die versuchte Einflussnahme dürf-
te der CSU teuer zu stehen kommen.
Die bayerische Oppositionwird noch
länger Honig aus der Sache saugen.
Mit dem Finger auf die CSU zu zeigen,
ist aber letztendlich scheinheilig.
Auch SPD, Grünen oder FreienWäh-
lernmuss klar sein, dass einHansMi-
chael Strepp nur Symptom einer fehl-
gelaufenen Entwicklung ist, vor der
keine Partei, noch dazu keine regieren-
de, gefeit ist.
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KOMMENTAR

PARTEIENDer Fall Strepp ist Symptom einer fehlgelaufenen
Entwicklung, vor der keine regierende Partei gefeit ist.

Der Sündenbock
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VON CHRISTIAN
KUCZNIERZ, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum
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WEITERE KOMMENTARE

Fußball: FelixMagath ist inWolfsburg
gescheitert. Ihm fehlte wohl auch ein
Korrektiv in der Klubspitze. ➤ SEITE 13

Immobilien:Mit den Preisen steigt das
Risiko. Nur wer das tragen kann, sollte
noch investieren. ➤ SEITE 3

Das von der Bundesregierung geplante
Mietrechtsänderungsgesetz ist aus
Mietersicht ein reines Mietrechtsver-
schlechterungsgesetz. Wir brauchen
und wir wollen dieses Gesetz nicht.
Der vorgelegte Gesetzentwurf be-
schneidet einseitig Mieterrechte, ist
sozial ungerecht, schafft keine Anreize
für Modernisierungen und verhindert
erst recht keinen Wohnungsbetrug.
Letztlich werden hier unter dem
Denkmantel der Energiewende ver-
mieterfreundliche Regelungen durch-
gesetzt, und mit dem Schlagwort
„Mietnomaden“ kommen Regelungen
in das Gesetz, die rechtsstaatlichen
Grundsätzenwidersprechen.

So will die Bundesregierung bei-
spielsweise das Mietminderungsrecht
bei energetischen Modernisierungen
für drei Monate abschaffen. Mieter
müssten dann die volle Miete zahlen,
während sie auf einer Baustelle mit
Lärm, Dreck, Einrüstung, Verdunke-
lung, Heizungs- und Warmwasseraus-
fall leben. Eine vergleichbare Regelung
gibt es im Zivilrecht bis heute nicht.
Gleichgültig, ob beimKauf-, Miet-, Rei-
se- oder Werkvertragsrecht – immer
gilt der Grundsatz: 100 Prozent Leis-
tung nur bei 100 Prozent Gegenleis-
tung. Hinzu kommt, dass das Miet-

minderungsrecht für Investitionsent-
scheidungen der Vermieter bisher kei-
ne entscheidende Rolle gespielt hat.
Auch künftig wird kaum ein Vermie-
ter seine Entscheidung, zumodernisie-
ren, von der Frage abhängig machen,
ob ein Mieter im Haus 100 Euro weni-
gerMiete zahlt oder nicht.

Auch Maßnahmen, durch die ledig-
lich Primärenergie eingespart oder
Energie effizienter genutzt wird, sol-
len als energetischeModernisierungen
gelten und Mieterhöhungen auslösen.
Voraussetzung wäre damit nicht
mehr, dass Mieter Heizenergie und da-
mit Kosten einsparen können.

Um Wohnungsbetrügern, so ge-
nannten Mietnomaden, das Hand-
werk zu legen, will die Bundesregie-
rung einen neuen Kündigungstatbe-
stand schaffen. Mieter, die ihre Miet-
kaution nicht vollständig und pünkt-
lich eingezahlt haben, sollen fristlos
gekündigt werden dürfen. Diese Rege-
lung ist schlicht überflüssig. Sie
schafft Vermietern lediglich die Mög-
lich, auch den Mietern zu kündigen,

die immer pünktlich die Miete zahlen,
aber die Kaution nicht eingezahlt ha-
ben.Mietnomaden sind das nicht.

Gefährlich ist es aber, wenn die
Bundesregierung die Räumung der
Wohnung per einstweiliger Verfü-
gung zulassen will. Hierdurch wird
der Rechtsweg für denMieter in unan-
gemessener Weise verkürzt. Wer auf-
grund einer einstweiligen Verfügung
seine Wohnung räumen muss, dem
hilft es dann auch nichtmehr, wenn er
im Zuge des weiteren Gerichtsverfah-
rens letztlich den Prozess gewinnt. Die
Wohnung ist verloren.

Die geplanten Mietrechtsver-
schlechterungen beruhen auf einem
politischen Versprechen, das
CDU/CSU und FDP vor der letzten
Bundestagswahl Vermieterverbänden
gegenüber abgegeben haben und jetzt
einlösen. Eine sachliche Notwendig-
keit für die vorgeschlagenen Gesetzes-
änderungen gibt es nicht. AmMontag,
dem 15. Oktober 2012, hat im Rechts-
ausschuss des Deutschen Bundestages
eine Sachverständigenanhörung statt-
gefunden. Bis auf die Vertreter der Ver-
mieterverbände, die die Vorarbeiten
und Formulierungen für das Gesetz
geliefert haben, kritisierten alle Sach-
verständigen, Wissenschaftler und
Anwälte das Gesetz scharf.Wir hoffen,
dass die Bundesregierung noch ein-
lenkt.

RECHTDie Bundesregierung
will dasMietrecht ändern.
Im Interesse derMieter ist
das nicht.

EinGefallen fürVermieter

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

AUSSENANSICHT

LUKAS SIEBENKOTTEN
Der Autor ist Direktor des DeutschenMieter-

bundes (DMB).
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